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I. Zum Inhalt des Gesetzes

Das Gesetz setzt die EU-Verordnung Nr. 181/2011 "Über die Fahrgastrechte im
Kraftomnibusverkehr" in nationales Recht um. Im Kern geht es dabei um die
nationale Ausgestaltung des Artikels 28 (Nationale Durchsetzungsstellen) und
die Regelungen zur Schlichtung in Streitfällen zwischen den Fahrgästen und
den Beförderern. Die eigentlichen Inhalte der EU-Verordnung werden durch
den Gesetzestext nicht berührt und gelten unmittelbar in allen Mitgliedstaaten.

Zu beachten ist dabei stets, dass die EU-Verordnung nur diejenigen Busreisen
umfasst, die in Gänze auf dem Gebiet der EU-Mitgliedstaaten liegen und deren
Länge 250 km nicht unterschreitet. Für den öffentlichen Personennahverkehr
hat die EU-Verordnung damit keine Bedeutung, vielmehr regelt sie Fahr-
gastrechte im Busreiseverkehr sowie im öffentlichen Busfernverkehr.

Zur Durchsetzungsstelle wird das Eisenbahnbundesamt (EBA) bestimmt. Damit
erhält dieses erstmals eine Aufgabe, die nicht im Bereich der Eisenbahn liegt.
Bisherige Initiativen der Länder mit dem Ziel, dem EBA entsprechende
Aufgaben anzuvertrauen, wurden durch die Bundesregierung abgelehnt. Das
EBA betreut bereits die Fahrgastrechte im Bereich der Eisenbahn als Durch-
setzungsstelle.

Weiter regelt das Gesetz die Befugnisse der Behörde und die Duldungs- und
Mitwirkungspflichten.

Wie bereits bei den Fahrgastrechten für die anderen Verkehrsarten Eisenbahn,
Flugzeug, Schiff, wird auch im Busbereich eine Schlichtung in Streitfällen
zwischen Fahrgästen und den Beförderern als sinnvoll erachtet. Aufgaben,
Funktion und Regeln für die Anrufung der Schlichtung und die Arbeit der
Schlichtungsstelle sind daher detailliert geregelt. Ausdrücklich wird in den
Erläuterungen auf die bislang geleistete hervorragende Arbeit der Schlichtungs-
stelle Öffentlicher Personenverkehr - SÖP - verwiesen. Neben der SÖP wären
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jedoch auch andere vorhandene Schlichtungsstellen möglich, sofern sie die im
§ 6 des Gesetzes genannten Bedingungen erfüllen. Der Text orientiert sich in
der Frage der Verpflichtung zur Teilnahme an der Schlichtung an den Regeln
für die Binnenschifffahrt, nicht jedoch an den Regeln zur Eisenbahn. So ist
Voraussetzung für die Anrufung der Schlichtung, dass das Unternehmen sich
bereit erklärt, an der Schlichtung teilzunehmen.

II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der Verkehrsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, zu dem Gesetz einen Antrag
gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes nicht zu stellen.


